
zierten erstinstanzlichen Verfahren, Einbeziehung von 
Richtern der Kreisgerichte in Rechtsmittelverfahren) in­
haltlich nicht voll wirksam werden.
Ein entscheidendes Hemmnis für eine sachkundige An­
leitung der Kreisgerichte liegt zur Zeit darin, daß noch 
nicht alle Bezirksgerichte zur Spezialisierung ihrer 
Senate übergegangen sind. Mit der Spezialisierung muß 
ein höchstmögliches Ergebnis sachkundiger Anleitung 
gewährleistet werden. Kleinere Bezirksgerichte lösen 
diese Frage so, daß die einzelnen Senatsmitglieder sich 
für bestimmte Gebiete besonders qualifizieren, entweder 
nach ökonomischen Bereichen oder nach Rechtsgebieten. 
Bei den größeren Bezirksgerichten, so z. B. in Berlin, 
Leipzig, Karl-Marx-Stadt und Erfurt, wird auf be­
stimmten Gebieten vor allem der Zustand überwun­
den, daß in erster und in zweiter Instanz verschiedene 
Senate zuständig sind. Der Vorteil, der sich aus einer 
solchen Regelung für die Einheitlichkeit der Recht­
sprechung ergibt, liegt auf der Hand.
Die weitestgehende Spezialisierung der Senate ist ein 
objektives Erfordernis für die Leitung der Recht­
sprechung, wenn auch nicht das einzige und ausschließ­
liche. Die Gerichte werden durch den Rechtspflegeerlaß 
zur Spezialisierung verpflichtet, denn sie ist Voraus­
setzung für das immer tiefere Eindringen in die ge­
sellschaftlichen Zusammenhänge und für eine praxis­
verbundene, gesellschaftlich wirksame Rechtsanwen­
dung.

Zur Kassationstätigkeit der Bezirksgerichte
Mit der Kassationsentscheidung werden nicht nur 
schwerwiegende Gesetzesverletzungen beseitigt, sondern 
zugleich Leitungsaufgaben des Bezirksgerichts erfüllt. 
Beide Funktionen stellen eine Einheit dar.
Als Leitungsinstrument muß die Kassation auf die 
Schwerpunkte der Rechtsprechung gerichtet sein. Ver­
schiedene Bezirksgerichte haben insoweit bereits eine 
feste Ordnung geschaffen. So hat das Präsidium des 
Bezirksgerichts Cottbus beschlossen, daß in Vorberei­
tung von Plenartagungen zu prüfen ist, ob bei den 
Kreisgerichten kassationsbedürftige Entscheidungen auf 
dem im Plenum zu behandelnden Rechtsgebiet vor­
handen sind. Beim Bezirksgericht Erfurt ist es ständige 
Praxis, bei der Prüfung der Kassationsbedürftigkeit 
einer Entscheidung Untersuchungen an Ort und Stelle 
vorzunehmen, z. B. im Arbeitskollektiv des Verurteil­
ten.
Es gibt bereits eine ganze Reihe von ausgezeichneten 
Kassationsentscheidungen, in denen die Präsidien der 
Bezirksgerichte neue Probleme der Rechtsprechung auf­
gegriffen haben, die von erstrangiger Bedeutung für die 
Entwicklung der Rechtspflege sind. Das betrifft auf dem 
Gebiet des Strafrechts vor allem Fragen 'der An­
wendung kurzer Freiheitsstrafen, der wirksamen Be­
kämpfung der Rückfallkriminalität und — wenn auch 
geringer als erwartet — Fragen der wirksamen Ausge­
staltung der Strafen ohne Freiheitsentzug. Auf dem 
Gebiet des Familienrechts gibt es eine systematische 
Kassationsrechtsprechung zu Problemen der Kostenent­
scheidung in Ehesachen. Ein Vergleich der heutigen mit 
der noch bis in das Jahr 1963 hineinreichenden fehler­
haften Rechtsprechung zeigt deutlich, wie mit der 
Kassation grundsätzliche Mängel der Rechtsprechung 
überwunden werden können.
Daneben trifft man aber immer noch Entscheidungen, 
die nicht den Anforderungen an ein Kassationsurteil 
entsprechen, die von mangelnder Vorbereitung des 
Kassationsantrags des Direktors oder davon zeugen, 
daß das Kassationsurteil nicht das Ergebnis einer wirk­
lich kollektiven Arbeit des Präsidiums ist. Nicht selten 
haben unbefriedigende Kassationsentscheidungen ihre

Ursache darin, daß die Kassationsbedürftigkeit des 
kreisgerichtlichen Urteils durch den Direktor des Be­
zirksgerichts nicht sorgfältig genug geprüft wurde.
Für die Prüfung der Kassationsbedürftigkeit gibt es 
natürlich kein Schema. Grundsätzlich ist eine Entschei­
dung aber dann kassationsbedürftig, wenn sie in grober 
Weise der sozialistischen Gerechtigkeit widerspricht, das 
Vertrauensverhältnis zwischen dem betroffenen Bürger 
und dem Arbeiter-und-Bauern-Staat stört und wenn 
diese Mängel durch eine andere, die Rechte und Inter­
essen der Bürger und der Gesellschaft ausreichend ge­
währleistende Korrektur nicht zu beheben sind. Das be­
trifft auf strafrechtlichem Gebiet in erster Linie die 
Fälle, in denen statt einer Verurteilung hätte auf Frei­
spruch erkannt werden müssen — und zwar unabhängig 
davon, ob mangels Beweises oder aus anderen Gründen 
des § 221 StPO —, ebenso aber auch, wenn bei schwer­
wiegenderen Straftaten der Angeklagte fälschlich frei­
gesprochen wurde. Die Kassationsbedürftigkeit wird 
generell aber auch dann vorliegen, wenn die ausge­
sprochene Strafe gröblich unrichtig ist, d. h., wenn sie 
entweder überhöht oder aber ungerechtfertigt milde ist, 
wie das z. B. bei Gewaltverbrechen gelegentlich noch 
der Fall ist.
Schwierigkeiten bereiten vor allem die Fälle, in denen 
das Kreisgericht fehlerhaft statt einer unbedingten eine 
bedingte Freiheitsstrafe ausgesprochen hat, insbe­
sondere dann, wenn es sich um Strafen bis zu etwa 
einem Jahr handelt. Hier bedarf es generell der sehr 
sorgfältigen Prüfung, wie sich der Verurteilte in der 
Zwischenzeit entwickelt hat. Sonst kann der Fall ein- 
tretem daß im Kassationsurteil dargelegt wird, daß die 
ausgesprochene Strafe nicht geeignet ist, den Verurteil­
ten wirksam umzuerziehen, während dieser sich — ent­
gegen den Darlegungen des Bezirksgerichts — die Ver­
urteilung doch zu Herzen genommen und das durch 
sein weiteres Verhalten bewiesen hat.
Auf arbeitsrechtlichem Gebiet spielen bei der Prüfung 
der Kassationsbedürftigkeit vor allem die Fragen des 
Umfangs der materiellen Verantwortlichkeit, der Fristen 
nach § 115 Abs. 1 GBA oder der Ausgleichsentlohnung 
nach § 78 Abs. 3 GBA eine Rolle. Auf dem Gebiet des 
Zivilrechts sind es die Fragen der Garantie, des ver­
mögensrechtlichen Verhältnisses zwischen Mitgliedern 
und Genossenschaft, des Grundstücksverkehrs oder der 
Haftung aus Beförderungsvertrag. Aus dem Familien­
recht sind beispielsweise die Fälle zu erwähnen, in 
denen der Unterhaltsverpflichtete übermäßig materiell 
belastet wird, aber auch ungerechtfertigte Klagabwei­
sungen ohne Ausschöpfung aller Beweismittel bei 
Klagen außerehelicher Kinder.
Einige Bezirksgerichte haben klare Festlegungen ge­
troffen, um zu gewährleisten, daß die Kassationsurteile 
des Präsidiums das Ergebnis echter kollektiver Be­
ratung und Entscheidung sind. Hervorzuheben ist die 
Methode des Bezirksgerichts Neubrandenburg, den Prä­
sidiumsmitgliedern zur Vorbereitung der Kassationsver­
handlung Hinweise auf entsprechende Literatur und 
Entscheidungen anderer Gerichte zu geben. Richtig ist 
auch die Methode des Bezirksgerichts Leipzig, unmittel­
bar nach Abschluß der Verhandlung festzulegen, wie 
die Kassationsentscheidung ausgewertet werden soll.

★

Die vorstehenden Bemerkungen beschränken sich auf 
Hinweise für die Verbesserung der Leitungstätigkeit der 
Bezirksgerichte. Die Verantwortung des Obersten Ge­
richts für eine höhere Qualität der Leitungstätigkeit soll 
dadurch in keiner Weise geschmälert werden. Auch 
beim Obersten Gericht geht es in erster Linie um die 
Weiterentwicklung inhaltlicher Fragen der Leitungs­
tätigkeit und um die Vervollkommnung ihrer Metho­
den.
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